
AUS DEM HAUPTAUSSCHUSS 

Kurzbericht über die Sitzung 4/89 
des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung am 27./28. September 1989 in Berlin 

Am 27./28. September 1989 fand 
die konstituierende Sitzung des 
Hauptausschusses für die 3. Amts­
periode nach BerBiFG statt. Der 
Staatssekretär im Bundesministeri­
um für Bildung und Wissenschaft. 
Herr Dr. Schaumann, überreichte 
den Mitgliedern des Hauptaus­
schusses die Berufungsurkunden. 

In Gegenwart des Vorsitzenden 
der Enquete-Kommission des Deut­
schen Bundestages "Zukünftige 
Bildungspolitik - Bildung 2000", 
Herrn Eckart Kuhlwein, der Bun­
destagsabgeordneten Frau Imma 
Hillrich, des Staatssekretärs, des 
Vorsitzenden des Unterausschus­
ses Berufliche Bildung der Kultus­
ministerkonferenz, Herrn Prof. Dr. 
Püttmann (für die KMK) und weite­
rer Mitglieder der Enquete-Kom­
mission diskutierte der Hauptaus­
schuß über die "Zukunft des dua­
len Systems". Über diese Diskus­
sion wird voraussichtlich in einer 
der nächsten Ausgaben der BWP 
ein detaillierter Bericht erscheinen. 

Der Hauptausschuß verabschiede­
te in dieser Sitzung die weiter un­
ten abgedruckte "Empfehlung zur 
Ausbilderqualifizierung für die Be­
rufsausbildung ausländischer Ju­
gendlicher''. 

Darüber hinaus beschloß der 
Hauptausschuß die folgenden For­
schungsprojekte: 
- Statistische Analysen des Alls­

bildungssystems und Aufbau 
von Datenbanken (FP 1.902) 

- Grundlagen für die Neuord­
nung der Berufsausbildung im 
Tischlerhandwerk (FP 3.915) 

- Meß- und Regelmechani-
ker/Meß- und Regelmechanike­
rin (- Arbeitstitel -) (FP 3.105) 

Der Hauptausschuß hat dem Ent­
wurf der Verordnung über die Be­
rufsausbildung zum Werbekauf­
mann/zur Werbekauffrau zuge­
stimmt. 

Zu folgenden drei Entwürfen von 
Rechtsverordnungen wurde der 
Hauptausschuß gern. § 19 Nr. 1 
Satz 3 des BerBiFG angehört: 
a) Entwurf einer Verordnung zur 

Gleichstellung österreichischer 
Prüfungszeugnisse mit Zeugnis­
sen über das Bestehen der Ab­
schlußprüfung oder Gesellen­
prüfung in anerkannten Ausbil­
dungsberufen 

b) Entwurf der fünften Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
zur Gleichstellung französischer 
Prüfungszeugnisse mit Zeugnis­
sen über das Bestehen der Ab­
schlußprüfung oder Gesellen­
prüfung in anerkannten Ausbil­
dungsberufen 

c) Entwurf einer zweiten Verord­
nung zur Verlängerung der 
Gleichstellung von Prüfungs­
zeugnissen der Staatlichen Glas­
fachschule Rheinbach mit den 
Zeugnissen über das Bestehen 
der Gesellenprüfung in hand­
werklichen Ausbildungsbe­
rufen. 

Zu c) hat der Hauptausschuß dem 
Verordnungsgeber die unbefriste­
te Verlängerung empfohlen. 

Schließlich bestätigte der Haupt­
ausschuß seine Auffassung, daß er 
es nicht für erforderlich hält, die 
bis zum 31. 12. 1989 gültige Über­
gangsregelung bei den neuen in­
dustriellen Elektroberufen - ins­
besondere N achrichtengeräteme­
chaniker - über diesen Zeitpunkt 
hinaus zu verlängern. 

Neben diesen Beschlüssen befaß­
te sich der Hauptausschuß mit Re­
gularien seiner eigenen Arbeit. Zu 
Beginn der 3. Amtsperiode hat er 
die folgenden fünf nichtständigen 
Unterausschüsse eingesetzt, die 
die Aufgabe haben, Unterlagen für 
den Hauptausschuß vorzubereiten: 
Unterausschuß l 
- Berufsbildungsforschung 
Unterausschuß 2 
- Strukturfragen der beruflichen 

Bildung 
Unterausschuß 3 
- Berufsausbildung 
Unterausschuß 4 
- Berufliche Weiterbildung 
Unterausschuß 5 
- Innere Angelegenheiten 

Für den Rest des Jahres 1989 wähl­
te der Hauptausschuß den bereits 
am Ende der 2. Amtsperiode am­
tierenden Herrn Prof. Dr. Hans 
Sehling (Beauftragter der Länder) 
erneut zum Vorsitzenden; Herr Ul­
rich Gruber (Beauftragter der Ar­
beitgeber), Herr Gustav Fehren­
bach (Beauftragter der Arbeitneh­
mer), Herr Dr. Alfred Hardenacke 
(Beauftragter des Bundes) wurden 
zu stellvertr. Vorsitzenden gewählt. 

Die nächste - und letzte - Sitzung 
des Hauptausschusses in 1989 fin­
det am 30. November/ !. Dezember 
1989 in Berlin statt. 

- Berufliche Bildung und berufli­
che Qualifikation in der Ungari­
schen Volksrepublik - Entwick­
lungen seit Ende der 70er Jahre 
(FP 3.916) 

Empfehlung des Hauptausschusses 

- Bedarf an Qualifizierung für PC­
Fachberater/ -innen im Handel 
(FP 4.103) 

- Vermittlungskonzepte und Aus­
bildungshilfeil für die Elektro­
handwerke (FP 5.404) 
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des Bundesinstituts für Berufsbildung zur 
AusbilderqualifiZierung für die Berufsausbildung 
ausländischer Jugendlicher 
vom 28. September 1989 

Vorbemerkung 
Im Jahre 1988 befanden sich nach 
vom Statistischen Bundesamt ermit-

telten vorläufigen Zahlen rund 
73 000 ausländische Jugendliche in 
Ausbildung. Gegenüber dem Vor-
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jahr ist dies eine Steigerung um 
rund 15 %. Dies zeigt sich auch am 
Anteil der ausländischen Auszubil­
denden an allen Auszubildenden. 
Waren 1985 erst 2,8 % aller Auszu­
bildenden Ausländer, so liegt ihr 
Anteil jetzt bei 4,4 %. 

Diese Nachfrage wird in den näch­
sten Jahren voraussichtlich weiter 
steigen. Aus der rückläufigen An­
zahl deutscher Jugendlicher kann 
jedoch nicht einfach auf einen ver­
besserten Zugang ausländischer 
Jugendlicher zu Ausbildungsstel­
len geschlossen werden. Der Zu­
gang ist neben den Bildungsvor­
aussetzungen der Jugendlichen 
und ihrem Nachfrageverhalten in 
erheblichem Maße auch vom 
Angebots- und Auswahlverhalten 
der Betriebe abhängig. Vorurteile 
und Barrieren gegen die Ausbil­
dung ausländischer Jugendlicher 
gibt es noch mancherorts. Sie müs­
sen- auch im Interesse der Nach­
wuchssicherung zunehmend 
überwunden werden. Im Zusam­
menhang mit der Internationalisie­
rung der Märkte gewinnt der ge­
meinsame Aufruf (Bundesvereini­
gung der Deutschen Arbeitgeber­
verbände, Deutscher Gewerk­
schaftsbund, Bundesanstalt für Ar­
beit, Zentralverband des Deut­
schen Handwerks, Deutscher 
Industrie- und Handelstag) zur 
,,Chancengleichheit für junge Aus­
länder durch berufliche Bildung'' 
eine besondere Bedeutung. 

Die bisherigen vielfältigen Bemü­
hungen von Ausbildenden, Ausbil­
dern und Betriebs- und Personalrä­
ten in Betrieben und Verwaltungen, 
von Ausländerbeauftragten der Ar­
beitsverwaltung, von Ausbildungs­
beratern der Kammern und von 
den Beteiligten in Bildungseinrich­
tungen, die ausbildungsbegleiten­
de Hilfen leisten, gilt es fortzuset­
zen und zu erweitern. Die Berufs­
ausbildungschancen ausländischer 
Jugendlicher müssen weiter ver­
bessert werden, z. B. durch 

- eine Ausweitung gezielter Infor­
mationen und Beratung auslän­
discher Jugendlicher und ihrer 
Eltern auch unter Einbeziehung 
ausländischer Multiplikatoren 
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- eine verbesserte Zusammenar­
beit zwischen den genannten 
Personen und Organisationen 
(z. B. Schulen, Berufsberatung 
der Arbeitsämter, Ausbildungs­
berater) 

- eine Erweiterung des Berufs­
wahlspektrums 

- eine Veränderung des Auswahl­
verhaltens der Betriebe 

- die Intensivierung und gezielte­
re Nutzung arbeitsmarktpoliti­
scher Instrumente ' 

- die Ausweitung von Begeg­
nungs- und Gesprächsmöglich­
keiten der Beteiligten auch im 
internationalen Bereich 

- ausbildungsbegleitenden Stütz­
und Förderunterricht. 

Dies zeigen bisherige Erfahrungen 
aus der Praxis sowie Ergebnisse 
der vom Bundesinstitut für Berufs­
bildung geförderten Modellversu­
che und Vorhaben des Bundesmi­
nisteriums für Bildung.und Wissen­
schaft. 

Für die Förderung der Ausbilder 
in der Berufsbildung ergeben sich 
daraus folgende Empfehlungen: 

Thesen zur Förderung von Ausbil­
dern ausländischer Jugendlicher 
l. Generelle Ziele 
Betriebe, Ausbilder und Fachkräfte 
in der Berufsbildung sind in den 
nächsten Jahren bei der Ausbil­
dung und Unterstützung ausländi­
scher Jugendlicher besonders ge­
fordert. Für sie wird es künftig 
wichtig sein, auf die damit verbun­
denen Fragen sowie auf den Um­
gang mit unterschiedlichen Perso­
nengruppen in der Berufsausbil­
dung vorbereitet und sensibilisiert 
zu sein. 

Um die Eingliederung ausländi­
scher Jugendlicher im Betrieb zu 
erleichtern, ist es für die Ausbilder 
wichtig, besonders 
- die Bedeutung der Ausbildung 

für die spätere Lebensplanung 
den ausländischen Jugendli­
chen und ihren Eltern zu ver­
deutlichen 

- die Notwendigkeit von indivi­
duell erforderlichen ausbil­
dungsbegleitenden Hilfen zu er­
kennen 

- Achtung und Akzeptierung an­
derer kultureller Denk- und Ver­
haltensweisen und die Heraus­
bildung ihrer eigenen Identität 
wirksam zu unterstützen 

- betriebliche Berufsbildungsan­
gebote durch zusätzliche För­
dermöglichkeiten differenzier­
ter und flexibler zu gestalten, 
um damit den individuellen Fä­
higkeiten ausländischer Jugend­
licher, den unterschiedlichen 
Lern- und Arbeitsmöglichkeiten 
und den betrieblichen Belangen 
Rechnung zu tragen. 

2. Kulturvergleichende Informatio-
nen 

Andere Tradition, Werte und Nor­
men ausländischer Jugendlicher, 
die durch die Kultur des Herkunfts­
landes, ihre Bildung und Erziehung 
bestimmt sind, kennzeichnen Ver­
haltensweisen, die Ausbildern häu­
fig fremd und unverständlich sind. 
Deshalb sollten in geeigneten Fäl­
len auch ausländische Fachkräfte 
die Ausbilder unterstützen, denn 
sie kennen aus eigener Erfahrung 
einen großen Teil der Besonder­
heiten dieser Jugendlichen. 

Es können Probleme und Konflikte 
entstehen, die u. U. zu Störungen im 
Ausbildungsverlauf führen können. 
Vorurteile und Unsicherheiten 
über geeignete Verhaltensweisen 
können über zusätzliche Kenntnis­
se des jeweiligen Herkunftslandes 
der ausländischen Jugendlichen 
und über Kenntnisse ihrer beson­
deren Wohn- und Lebenssituation 
in der Bundesrepublik Deutsch­
land ausgeglichen werden. Dabei 
geht es insbesondere um die 
Kenntnis und . Einschätzung des 
Werdegangs und das Verständnis 
der Probleme, die mit der Aufnah­
me ausländischer Jugendlicher im 
Betrieb verbunden sind. 

Kulturvergleichende Informationen 
für Ausbilder können je nach Her­
kunftsland und nach folgenden Ge­
sichtspunkten gegliedert sein: 
- die geographische Lage 
- die geschichtliche Entwicklung 
- die kulturellen und religiösen 

Einflüsse 
- die politische, wirtschaftliche 

und soziale Struktur 
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- die Erziehung in 
Schule 

- die Ausbildung 
und/oder Schule 
deutung. 

Familie und 

m Betrieb 
und ihre Be-

Darüber hinaus soll aber auch auf 
die besonderen Probleme junger 
ausländischer Frauen, auf die un­
terschiedliche Position der weibli­
chen und männlichen Jugendli­
chen in der ausländischen Familie 
sowie auf die Lebensbedingungen 
ausländischer Familien in der Bun­
desrepublik Deutschland emge­
gangen werden. 

3. Beratung der Familie 
Die Ausbildungsmotivation und 
der Erfolg einer Ausbildung aus­
ländischer Jugendlicher hängen 
nicht zuletzt von der Frage ab, in­
wieweit es gelingt, auch die Eltern 
ausländischer Jugendlicher in den 
Ausbildungsprozeß mit einzubezie­
hen. Bei einigen Kulturkreisen ist in 
der Regel der Einfluß der Familien 
auf die Verhaltensweisen ihrer Kin­
der größer als bei Deutschen. Da­
bei können z. T. Familieninteressen 
vor den Ausbildungsinteressen ste­
hen; vor allem junge Frauen haben 
mit der Übereinstimmung jeweili­
ger Wertvorstellungen in der Fami­
lie besonders große Schwierigkei­
ten. Ausländische Jugendliche und 
besonders ihre Eltern benötigen 
hier zusätzliche Orientierungshil­
fen . Elternabende und Gespräche 
mit den Eltern im Rahmen von Ein­
ladungen in den Betrieb bieten ge­
eignete Möglichkeiten, sie frühzei­
tig in den Informationsprozeß ein­
zubeziehen. Hierzu können die 
Ausbilder erfolgreich beitragen. 

Zusätzliche Kenntnisse aus dem 
berufs- und arbeitsmarktbezoge­
nen Bereich können die Beratungs­
aufgaben der Ausbilder wirksam 
unterstützen, wie z. B.: 
- Möglichkeiten und Bedingun­

gen der anschließenden Be­
schäftigung 1m Betrieb ein­
schließlich der rechtlichen 
Grundlagen der Beschäftigung 
von Ausländern und Auslände­
rinnen 

- Möglichkeiten und Bedingun­
gen für die berufliche Weiterbil­
dung 
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- Bedingungen für individuell er­
forderliche ausbildungsbeglei­
tende Hilfen und finanzielle Un­
terstützung nach dem Arbeits­
förderungsgesetz 

- Information über die Arbeitsver­
mittlung. 

4. Verständigung mit ausländischen 
Jugendlichen 

Eine allgemeinsprachliche Ver­
ständigung (Umgangssprache) zwi­
schen Ausbildern und ausländi­
schen Jugendlichen ist eine Grund­
voraussetzung für die erfolgreiche 
Teilnahme an der Berufsbildungs­
maßnahme und damit für die be­
rufliche und soziale Eingliederung. 
Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgewachsene aus­
ländische Jugendliche haben 
Schwierigkeiten, Fachsprachen­
kenntnisse zu erwerben, wenn sie 
sozialisationsbedingt weder Deutsch 
noch ihre Heimatsprache vollstän­
dig beherrschen. Deshalb sind die 
Ausbilder hinsichtlich der fach­
sprachlichen Vermittlung und För­
derung besonders gefordert. Der 
Einsatz der (Fach-)Sprache als Be­
standteil der Ausbildung verlangt 
von den Ausbildern besonders zu 
Beginn einer Ausbildung die An­
wendung neuer Verhaltensweisen. 

Das Lernen und die Anwendung 
berufstypischer Fachbegriffe kön­
nen im wesentlichen dadurch un­
terstützt werden, wenn bei der be­
rufsbezogenen Arbeit, beim Um­
gang mit Werkzeugen und Materia­
lien allgemeinsprachliche Formu­
lierungen und Erläuterungen be­
nutzt werden. 

Für die sprach- und fachbezogene 
Förderung ausländischer Jugendli­
cher sind für die Ausbilder insbe­
sondere folgende Kenntnisse von 
Bedeutung: 
- Soziale Bedeutung von Sprache 
- Verständigungsprobleme in der 

Fachsprache während der Aus­
bildung 

- sprachliche Anforderungen bei 
der Vermittlung von Arbeits­
und Ausbildungsaufgaben so­
wie Verknüpfungsmöglichkeiten 
der Vermittlung fachlicher Fä­
higkeiten mit dem Verständnis 
der Fachbegriffe und -texte 

- Sprache und Sprachverhalten 
der Ausbilder 

- Organisation der Ausbildung in 
gemischten Gruppen zur 
Sprachförderung 

- ausbildungsbegleitende 
Sprachkurse. 

5. Möglichkeiten der beruflichen 
Weiterbildung 

Hinsichtlich der Art und des Um­
fangs der Weiterbildung betriebli­
cher Ausbilder für die Berufsquali­
fizierung ausländischer Jugendli­
cher bewähren sich flexible Maß­
nahmen und vielfältige Möglichkei­
ten, die einerseits schnelle und 
praktische Hilfestellungen und an­
dererseits eine möglichst hohe 
Breitenwirkung erzielen können. 
Dabei gilt es vor allem, die Rah­
menbedingungen und Möglichkei­
ten der Betriebe zu berücksichti­
gen, dem Kenntnisstand und den 
Erfahrungen der Ausbilder Rech­
nung zu tragen sowie vorhandenes 
Expertenwissen in der Ausbildung 
ausländischer Jugendlicher und 
Beratungsdienste für die Förde­
rung der Ausbilder zu nutzen. Be­
stehende Weiterbildungsangebo­
te, die die Kommunikation und Ko­
operation der Beteiligten fördern, 
sollten weitergeführt, ausgebaut 
und zusätzlich durch Informations­
materialien für die Hand des Aus­
bilders zur Ausbildung ausländi­
scher Jugendlicher unterstützt wer­
den. Hierzu eignen sich insbeson­
dere: 
- betriebsbezogene und betriebs­

übergreifende Seminare und 
Kurse mit Experten aus Praxis 
und Wissenschaft 

- Erfahrungsaustausch, themen­
bezogene Gesprächs- und Ar­
beitskreise im Betrieb und mit 
Ausbildern aus anderen Betrie­
ben sowie Sozialberatern bzw. 
Sozialpädagogen 

- Workshops, Fachtagungen und 
Kongresse 

- Mitarbeitergespräche im Be­
trieb. 
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